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Übernahmerechtliche Angaben  

 

Im Folgenden sind die nach Art. 9 Abs. 1 lit. c) (ii) SE-VO, § 22 Abs. 6 SEAG i. V. m. § 289 

a, § 315 a Abs. 1 HGB geforderten Angaben zum 31. Dezember 2020 dargestellt. 

Tatbestände der §§ 289 a Abs. 1, 315 a Abs. 1 HGB, die bei der SNP Schneider-Neureither 

& Partner SE nicht erfüllt sind, werden nicht erwähnt. 

 

Zusammensetzung des gezeichneten Kapitals  

(§ 289 a Abs. 1 S. 1 Nr. 1, § 315 a Abs. 1 S. 1 Nr. 1 HGB) 

 

Zum 31. Dezember 2020 beträgt das Grundkapital der SNP Schneider-Neureither & Partner 

SE 7.212.447,00 € und ist eingeteilt in 7.212.447 auf den Inhaber lautende Stammaktien in 

Form von nennwertlosen Stückaktien mit einem rechnerischen Anteil am Grundkapital von je 

1,00 €. Jede Aktie gewährt eine Stimme. Zum 31. Dezember 2020 hält die Gesellschaft einen 

Bestand an eigenen Aktien in Höhe von 75.702 Stück. 

 

Direkte oder indirekte Beteiligungen von mehr als 10% am Kapital  

(§ 289 a Abs. 1 S. 1 Nr. 3, § 315 a Abs. 1 S. 1 Nr. 3 HGB) 

 

Zurechnung aus der Erbengemeinschaft nach Dr. Andreas Schneider-Neureither: 17,97 % 

der Gesamtstimmrechte (dies entspricht 1.295.764 Stimmrechten; gemäß Mitteilung vom 9. 

November 2020). 0,02 % der Stimmrechte sind Frau Tatiana Schneider-Neureither gemäß § 

33 WpHG direkt zuzurechnen. 17,95 % der Stimmrechte sind Frau Tatiana Schneider-

Neureither gemäß § 34 WpHG indirekt zuzurechnen. Zu den weiteren Personen der 

Erbengemeinschaft zählen Tristan Neureither, Neil Neureither, Ellie Schneider-Neureither 

sowie Eric Schneider-Neureither. Die Erbengemeinschaft nach Dr. Andreas Schneider-

Neureither hält davon 3 % oder mehr Stimmrechtsanteile an der SNP Schneider-Neureither 

& Partner SE über die von ihr gemeinsam kontrollierten Unternehmen Schneider-Neureither 

GmbH, SN Verwaltungs GmbH & Co. KG, SN Holding GmbH und SN Assets GmbH. 

 

Gesetzliche Vorschriften und Bestimmungen der Satzung über die Ernennung 

und Abberufung der geschäftsführenden Direktoren und über die Änderung der 

Satzung (§ 289 a Abs. 1 S. 1 Nr. 6, § 315 a Abs. 1 S. 1 Nr. 6 HGB) 

 

Hinsichtlich der Ernennung und Abberufung von geschäftsführenden Direktoren wird auf die 

anzuwendenden gesetzlichen Vorschriften des § 40 SEAG verwiesen. Darüber hinaus 

bestimmt § 12 Abs. 1 der Satzung der SNP SE, dass der Verwaltungsrat einen oder mehrere 

geschäftsführende Direktoren bestellt. Geschäftsführende Direktoren können durch 
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Beschluss des Verwaltungsrats mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen abberufen 

werden. Geschäftsführende Direktoren, die Mitglieder des Verwaltungsrats sind, können 

gemäß § 12 Abs. 5 der Satzung der SNP SE nur aus wichtigem Grund im Sinne von § 84 

Abs. 3 AktG oder im Fall der Beendigung des Anstellungsvertrags abberufen werden. Die 

Vorschriften zur Änderung der Satzung sind gemäß Art. 9 Abs. 1 lit. c) (ii) SE-VO in den §§ 

133, 179 AktG geregelt. Der Verwaltungsrat ist ermächtigt, Änderungen der Satzung zu 

beschließen, die nur die Fassung betreffen (§ 8 Abs. 3 der Satzung der SNP SE). 

 

Befugnisse des Verwaltungsrats, Aktien auszugeben oder zurückzukaufen  

(§ 289 a Abs. 1 S. 1 Nr. 7, § 315 a Abs. 1 S. 1 Nr. 7 HGB) 

 

Genehmigtes Kapital 2019 

Der Verwaltungsrat ist ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft bis zum 5. Juni 2024 

um bis zu insgesamt 2.691.223 € gegen Bar- oder Sacheinlagen durch ein- oder mehrmalige 

Ausgabe neuer, auf den Inhaber lautende Stückaktien zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 

2019). Bei Bareinlagen können die neuen Aktien von einem oder mehreren Kreditinstituten 

oder Unternehmen im Sinne von § 186 Abs. 5 S. 1 AktG mit der Verpflichtung übernommen 

werden, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten (mittelbares Bezugsrecht). 

 

Der Verwaltungsrat ist ermächtigt, das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen,  

 

(1.) um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen;  

 

(2.) bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen, um die neuen Aktien zu einem 

Ausgabebetrag auszugeben, der den Börsenpreis nicht wesentlich unterschreitet (§§ 203 

Abs. 1 und 2, 186 Abs. 3 S. 4 AktG) und die Anzahl der ausgegebenen Aktien 10 Prozent 

des Grundkapitals im Zeitpunkt des Wirksamwerdens oder – falls dieser Wert niedriger ist – 

im Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung nicht überschreitet (Zehn-Prozent-Grenze); 

 

c) bei Sachkapitalerhöhungen, insbesondere zum Zweck des unmittelbaren oder 

mittelbaren Erwerbs von Unternehmen, Betrieben oder Beteiligungen an Unternehmen oder 

gewerblichen Schutzrechten, Lizenzen, Patenten oder sonstigen Produktrechten oder 

sonstigen Vermögensgegenständen; 

 

d) soweit es erforderlich ist, um den Inhabern der von der Gesellschaft und ihren 

Tochtergesellschaften ausgegebenen Optionsscheine, Wandelschuldverschreibungen und 

Wandelgenussrechte ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang zu gewähren, wie es 

ihnen nach Ausübung des Options- bzw. Wandlungsrechts zusteht bzw. zustehen würde. 

Das genehmigte Kapital 2019 hatte eine ursprüngliche Höhe von bis zu 3.301.223 € und 

wurde im Geschäftsjahr 2020 teilweise ausgenutzt.  
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Bedingtes Kapital 2015 

Die Hauptversammlung hat am 21. Mai 2015 zugestimmt, das Grundkapital um bis zu 

1.869.030,00 €, eingeteilt in bis zu 1.869.030 auf den Inhaber lautende Stückaktien, bedingt 

zu erhöhen (Bedingtes Kapital 2015). Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit 

durchgeführt, wie die Inhaber oder Gläubiger von Options- oder Wandlungsrechten oder die 

zur Wandlung Verpflichteten aus gegen Bareinlage ausgegebenen Options- oder 

Wandelanleihen, die von der Gesellschaft aufgrund der Ermächtigung des Verwaltungsrats 

durch Hauptversammlungsbeschluss vom 21. Mai 2015 bis zum 20. Mai 2020 ausgegeben 

oder garantiert werden, von ihren Options- oder Wandlungsrechten Gebrauch machen oder, 

soweit sie zur Wandlung verpflichtet sind, ihre Verpflichtung zur Wandlung erfüllen, oder, 

soweit die Gesellschaft ein Wahlrecht ausübt, ganz oder teilweise anstelle der Zahlung des 

fälligen Geldbetrags Aktien der Gesellschaft zu gewähren, soweit nicht jeweils ein 

Barausgleich gewährt oder eigene Aktien der Gesellschaft zur Bedienung eingesetzt werden. 

Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe des vorstehend bezeichneten 

Ermächtigungsbeschlusses jeweils zu bestimmenden Options- oder Wandlungspreis. Die 

cneuen Aktien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie entstehen, am 

Gewinn teil. Der Verwaltungsrat ist ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Durchführung 

der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen.  

 

Die SNP SE hatte von dieser Ermächtigung keinen Gebrauch gemacht. 

 

Aktienrückkauf  

Die Gesellschaft wurde von der Hauptversammlung vom 30. Juni 2020 ermächtigt, bis zum 

29. Juni 2025 eigene Aktien bis zu insgesamt 10 % des zum Zeitpunkt der Beschlussfassung 

bestehenden Grundkapitals – oder falls dieser Wert niedriger ist – des zum Zeitpunkt der 

Ausnutzung der Ermächtigung bestehenden Grundkapitals zu jedem gesetzlich zulässigen 

Zweck zu erwerben. Damit wurde die von der Hauptversammlung am 12. Mai 2016 

beschlossene Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien mit einer Laufzeit bis zum 11. Mai 

2021 vorzeitig aufgehoben. Auf deren Grundlage hatte der Verwaltungsrat im August 2019 

ein mehrjähriges Aktienrückkaufprogramm beginnend am 1. September 2019 mit einer 

Laufzeit bis längstens zum 11. Mai 2021 beschlossen; bis zum 31. Dezember 2020 wurden 

53.820 Aktien über die Börse zurückgekauft. 

 

Wesentliche Vereinbarungen der Gesellschaft, die unter der Bedingung eines 

Kontrollwechsels infolge eines Übernahmeangebots stehen, und die hieraus 

folgenden Wirkungen (§ 289 a Abs. 1 S. 1 Nr. 8, § 315 a Abs. 1 S. 1 Nr. 8 HGB) 

 

Die wesentlichen Finanzierungsvereinbarungen der SNP SE mit ihren Kreditgebern 

beinhalten die üblichen Bedingungen für den Fall eines Kontrollwechsels (Change of 

Control); diese haben für den Fall eines Kontrollwechsels das Recht zur Kündigung und 

vorzeitigen Fälligstellung der Rückzahlung. Vergleichbare Kündigungsrechte für den Fall 

eines Kontrollwechsels finden sich vereinzelt auch in Verträgen mit Partnern bzw. Kunden. 


